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recht auf Asyl. Ich halte es auch für absolut wichtig,
dass wir das umsetzen, aber es kommt darauf an, dass
wir die Menschen, die wir hier aufnehmen – ein Pro-
zent –, gut versorgen. Wie schwierig das ist, wissen
Sie selbst aus der Sozialdeputation. Die Zahl der Men-
schen, um die wir uns kümmern und die wir unterbrin-
gen müssen, steigt, da sind alle Kommunen gefordert.

Vizepräsidentin Dogan: Frau Abgeordnete Grönert,
haben Sie eine weitere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Grönert (CDU): Meine Frage ergibt sich
aus der Antwort. Sie haben mir nicht beantwortet, wer
sich  um  den  Verbleib  dieser  Menschen  kümmern
muss, Sie haben nur gesagt, das Sozialressort sei dann
nicht mehr zuständig.

Senatorin Stahmann: Wenn Menschen zu uns kom-
men und um Hilfe bitten, wird jeder Einzelfall ange-
schaut, aber unser Sozialamt ist dann nicht zustän-
dig. Wir laufen nicht jedem Menschen hinterher, son-
dern  kümmern  uns  um  die  Menschen,  für  die  wir
rechtlich zuständig sind.

Vizepräsidentin Dogan: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage? – Bitte, Frau Grönert!

Abg.  Frau  Grönert  (CDU):  Meine  Frage  war,  wer
dann zuständig ist, wenn das Sozialressort nicht zu-
ständig ist.

Senatorin  Stahmann:  Das  andere  Bundesland,  das
andere Sozialamt, das für den Aufenthaltsort zuständig
ist, der den Menschen genannt wurde. Das ist doch
Ihre Frage!

Abg. Frau Grönert (CDU): Nein, die bleiben ja in Bre-
men!

Senatorin  Stahmann:  Frau  Grönert,  Ihre  Frage  ist
doch, ob eine Person, die nach Bayern geschickt wird,
weiterhin Leistungen vom Sozialamt Bremen be-
kommt, wenn sie in Bremen bleibt. Nein, sie bekommt
nicht automatisch weiterhin Leistungen vom hiesi-
gen Sozialamt!

Es kann Härtefälle geben, in denen Krankheit den
Umzug verhindert, das schauen wir uns an, aber die
Regel  ist,  dass  dann  die  Kolleginnen  und  Kollegen
zum Beispiel aus Bayern, zuständig sind. Darauf müs-
sen wir als Bundesland auch pochen.

Vizepräsidentin Dogan: Haben Sie eine weitere Zu-
satzfrage, Frau Grönert? – Bitte sehr!

Abg. Frau Grönert (CDU): Meine Frage war ganz
einfach die: Was passiert auf Dauer, wenn diese Per-
sonen nun nicht nach Bayern gehen, sondern in Bre-
men bleiben?

Senatorin Stahmann: Nichts!

Abg. Frau Grönert (CDU): Dann bleiben sie da?

(Zurufe SPD: Ja!)

Vizepräsidentin Dogan: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die siebente und damit letzte Anfrage in der Frage-
stunde bezieht sich auf die Mieterhöhungen durch
die Deutsche Annington. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Frau Wendland, Frau Dr.
Schaefer und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.

Frau Wendland, Sie haben das Wort!

Abg. Frau Wendland (Bündnis 90/Die Grünen): Wir
fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Sozialwohnungen – mietpreisge-
bundene Wohnungen mit Belegrecht/B-Schein-Woh-
nungen – hat die Deutsche Annington im Land Bre-
men im Bestand, und wann laufen diese Belegbin-
dungen aus?

Zweitens: Wie will der Senat mit den durch Mo-
dernisierung und Instandsetzung entstehenden hö-
heren Mietkosten für Bezieherinnen/Bezieher von
Sozialleistungen im Rahmen der Kosten der Unter-
kunft umgehen?

Drittens: Mit welchen Maßnahmen wird der Senat
der durch die angekündigte Modernisierungsmieter-
höhung zu befürchteten Verdrängung von Mietpar-
teien, die keine Sozialleistungen erhalten oder An-
spruch auf Wohngeld haben, entgegenwirken?

Vizepräsidentin Dogan: Diese Anfrage wird beant-
wortet von Senator Herrn Dr. Lohse.

Senator Dr. Lohse: Sehr geehrte Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Fragen wie folgt:

Zu Frage 1: Die Deutsche Annington verfügt im Land
Bremen über einen Bestand von knapp 2 700 Sozi-
alwohnungen, für die Miet- und Belegungsbindungen
gelten. Der Großteil der Wohnanlagen unterliegt noch
über das Jahr 2020 hinaus Sozialbindungen, teilweise
noch über das Jahr 2030 hinaus.

Zu Fragen 2 und 3: Die Senatorin für Soziales, Ju-
gend, Frauen, Integration und Sport prüft grundsätz-
lich zunächst, ob die tatsächlichen Aufwendungen
für die Unterkunft die Richtwerte einhalten. Sofern
das der Fall ist, werden Mieten anerkannt. Bei einem
Überschreiten der Richtwerte wird geprüft, ob im Ein-
zelfall Kriterien vorliegen, die die Übernahme höherer
Kosten rechtfertigen. Beispiele entsprechender Kri-
terien sind in der Verwaltungsanweisung aufgeführt.
Danach werden Mietpreissteigerungen im Laufe ei-
nes bestehenden Mietverhältnisses akzeptiert, die sich
aus energetischen Modernisierungen ergeben. Vo-
raussetzung ist, dass die Mieterhöhung nach den Vor-
schriften des Mietrechts zulässig ist.
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Im Rahmen der regelmäßig stattfindenden Gesprä-
che mit der Deutschen Annington werden auch Aus-
wirkungen auf die Mieten der modernisierten Woh-
nungen erörtert. Dabei werden auch Absprachen über
die Sozialverträglichkeit von Mieterhöhungen ange-
strebt. Es gilt dabei, eine Verdrängung von Mietern
zu vermeiden. – Soweit die Antwort des Senats!

Vizepräsidentin Dogan: Haben Sie eine Zusatzfrage,
Frau Wendland? – Bitte sehr!

Abg. Frau Wendland (Bündnis 90/Die Grünen): Herr
Senator Lohse, Sie haben unsere Fragen 2 und 3 zu-
sammen beantwortet und sagen, dass Sie Absprachen
mit der Deutschen Annington über die Sozialver-
träglichkeit von Mieterhöhungen anstreben. Können
Sie uns auch sagen, was genau sich der Senat unter
dem Begriff Sozialverträglichkeit vorstellt?

(Präsident Weber übernimmt wieder den Vorsitz.)

Senator Dr. Lohse: Mit der Deutschen Annington wie
auch mit manchen anderen Investoren im Immobilien-
bereich führen wir regelmäßig Gespräche, um darüber
zu sprechen, wie man mit den Beständen umgeht, wie
man modernisiert und die Kosten auf die Mieten um-
schlägt. Letztlich achten wir natürlich darauf, dass die
Unternehmen im Rahmen des geltenden Mietrechtes
agieren, das machen sie. Die Deutsche Annington sagt
uns zum Beispiel, dass sie nicht die bei energetischer
Sanierung zulässige Erhöhung der Mieten um elf Pro-
zent vornimmt, sondern im Durchschnitt nur rund sie-
ben Prozent umschlägt.

Außer dass man darüber spricht, wie man mit Ein-
zelfällen umgeht, beispielsweise mit Härtefällen, hat
der Senat wenig Handhabe.

Präsident Weber: Frau Kollegin Wendland, eine wei-
tere Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Frau Wendland (Bündnis 90/Die Grünen): Sie
haben gesagt, Sie führen Gespräche mit der Deut-
schen Annington. Haben Sie auch schon eine Idee,
wie erreicht werden kann, gemeinsam mit den be-
troffenen Mieterinnen und Mietern oder den Spre-
chern der Mieterinitiativen mit der Deutschen An-
nington Gespräche zu führen? Ich denke, wenn es
darum geht, was an Mieterhöhungen sozialverträglich
ist und was nicht, ist auch die Sicht der Betroffenen
gefragt.

Senator Dr. Lohse: Ich habe keine Idee, an welche
Art von Gesprächen Sie dabei denken. Ich habe ge-
sagt, solange die Deutsche Annington im Rahmen des
geltenden Rechts agiert und es noch nicht einmal aus-
schöpft, ist es schwierig, auch für Mieterinnen und
Mieter. Man muss sich auch die absoluten Mietniveaus
anschauen, nicht nur die prozentualen Erhöhungen,
die häufig in den Zeitungen diskutiert werden, um

dann zu sehen, ob es sich sozusagen im Rahmen be-
wegt oder nicht.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage der Ab-
geordneten Frau Bernhard! – Bitte!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Sie sagten vorhin,
diese erhöhten Kosten wurden übernommen, wenn
es innerhalb der energetischen Sanierung und zulässig
sei. Wenn die Kosten aber nicht zulässig sind, was
passiert denn dann, beziehungsweise wie wird ge-
prüft, ob es zulässig ist oder nicht?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Lohse: Ich habe gesagt, dass die Prüfung
bei der Senatorin für Soziales, Jugend, Frauen, Inte-
gration und Sport stattfindet. Ich müsste mich dort
erkundigen, wie in diesen Einzelfällen verfahren wird,
weil es nicht in die Zuständigkeit meines Ressorts fällt.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Wenn man sagt,
die Deutsche Annington handele nach geltendem
Recht, wäre es dann zumindest möglich, Druck auf
die  Deutsche  Annington  auszuüben,  die  einzelnen
Kostenerhöhungen transparent darzustellen bezie-
hungsweise dies den Mieterinnen und Mietern zur
Verfügung zu stellen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Lohse: Die Frage ist, an welche Art von
Druck Sie denken, den eine Verwaltung auf jeman-
den ausüben soll, der sich im Rahmen des geltenden
Rechts bewegt. Da fehlt mir im Moment die Fanta-
sie.

Wir  sprechen  mit  den  Unternehmen.  Die  Deutsche
Annington hat beispielsweise auch zugestanden, dass
sie wirtschaftliche Härten im Einzelfall mit den Miete-
rinnen und Mietern besprechen und im Einzelfall auch
Entgegenkommen zeigen will. Ob und wie das genau
stattfindet, dazu fehlen mir bisher die Praxisbeispiele.
Ich vermute aber, eine Folge der Gespräche, die wir
mit der Deutschen Annington führen, ist, dass sie ein
solches Entgegenkommen überhaupt ankündigt. Ich
hoffe, dass es dann auch stattfindet.

Präsident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? – Bitte!

Abg. Frau Bernhard (DIE LINKE): Ich gehe davon
aus, dass diese Gespräche auch weiterhin stattfinden
und zumindest immer wieder nachgehakt wird?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Lohse: Diese Gespräche finden regelmä-
ßig statt, und das gilt nicht nur für die Vergangen-
heit, sondern auch für die Zukunft.
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Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die Fragestunde ist damit beendet.

Einsetzung eines parlamentarischen Untersuchungs-
ausschusses zur Untersuchung der Gründe und des
Ablaufs des Anti-Terror-Einsatzes vom 27. Februar
bis 1. März 2015 in Bremen
Antrag der Fraktion DIE LINKE und von
Abgeordneten der Fraktion der CDU
vom 14. Juli 2015
(Drucksache 19/24)

Wir verbinden hiermit:

Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder
des Untersuchungsausschusses „Anti-Terror-Einsatz“

Dazu als Vertreter des Senats Herr Senator Mäurer.

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet.

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete Frau
Vogt.

Abg. Frau Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Am Wochenende vom
28. Februar bis zum 1. März 2015 gab es in Bremen
große Aufregung. Es gab eine Terrorwarnung, die am
28. Februar virulent wurde. Angeblich gab es vier aus-
ländische Terrorverdächtige, die einen Anschlag ge-
plant hatten.

Die ausländische Gruppe, von der die Rede war, hatte
Kontakt zu in Bremen lebenden Verdächtigen, die vor-
her versucht hätten, diese salafistische Szene in Bre-
men mit 60 Maschinenpistolen zu bewaffnen, oder
diese gar schon bewaffnet hätten. Ein massiver Polizei-
einsatz mit schwer bewaffneten Beamtinnen und Be-
amten der Polizei in der Innenstadt und an der Jüdi-
schen Gemeinde ist am Samstag erfolgt.

Ebenfalls am Samstagabend wurde dann das Islami-
sche Kulturzentrum am Breitenweg durchsucht, das
Ergebnis ist bekannt: Gefunden wurde nichts, und
es wurde auch niemand gefunden. Der Innensenator,
Herr Mäurer, stellte sich trotzdem vor die Presse und
verkündete, dass er stolz sei auf diesen Einsatz, auf
diesen gelungenen Einsatz, wie er sagte.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dabei blieb es nicht!
Scheibchenweise und in Salamitaktik wurde im ge-
heimen Gremium der Bürgerschaft, der Parlamenta-
rischen Kontrollkommission, in mehreren Sitzungen
eine ganze Serie von Pannen präsentiert. Immer wie-
der wurden vorher gemachte Aussagen revidiert, und
später wurden strukturelle Fehler der Ermittlungsbe-
hörden eingeräumt. So musste man sich beispielsweise
bei einer Familie aus Bremerhaven entschuldigen,
die man fälschlicherweise in Gewahrsam genommen
hatte, weil ein falsches Kennzeichen in den Polizei-
datenbanken abgefragt worden war, oder man musste
zugeben, dass das Islamische Kulturzentrum stunden-

lang nicht unter Beobachtung stand, bevor man es
anschließend abends durchsuchte.

Bei den beiden anschließend erfolgten Hausdurch-
suchungen der beiden Bremer Verdächtigen kam es
auch zu einer Reihe von Pannen, und außerdem kam
es zu zahlreichen Fehlern im Zusammenspiel verschie-
dener Sicherheitsbehörden. Ein Sonderermittler, den
Herr Mäurer eingesetzt hatte, Herr Klein, bestätigte
die Probleme und erstellte ein Gutachten über den
Einsatz, das der Öffentlichkeit nur zum Teil zugelei-
tet wurde und auch nur zum Teil zugeleitet werden
konnte, weil es unter Geheimschutz stand.

Im Juli 2015 erklärte dann das Landgericht Bremen
die Durchsuchung des Islamischen Kulturzentrums,
kurz IKZ, und den dazugehörigen Durchsuchungs-
beschluss  für  rechtswidrig.  Man  habe  das  IKZ  –
Zitat  aus  dem  Gerichtsbeschluss  –  quasi  auf  Zuruf
durchsucht. Das Landgericht stellte fest, dass die Durch-
suchung ohne nachprüfbare Information erfolgt sei.
In einer Dokumentation von Radio Bremen gab dann
sogar Bundesinnenminister de Maizière zu, dass es
massive Fehler im Einsatz gegeben hat, und unter
anderem habe die Informationsweitergabe zwischen
verschiedenen Sicherheitsbehörden an dem Wochen-
ende nicht funktioniert. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, all das ist bereits bekannt.

Warum beantragen wir heute trotzdem einen parla-
mentarischen Untersuchungsausschuss? Das hat meh-
rere Gründe, denn nach wie vor sind viele entschei-
dende Fragen offen und konnten in den Sitzungen
der  geheim  tagenden  Kontrollgremien  der  Bürger-
schaft auch bisher nicht hinreichend geklärt werden.

Was sind eigentlich die genauen Gründe für Pannen
und Fehler? Welche strukturellen Probleme gibt es
bei den Bremer Sicherheitsbehörden und bei der Ko-
operation mit Behörden anderer Bundesländer und
des Bundes? Vor allen Dingen der letzte Teil dieser
Frage interessiert uns. Wie konnte es sein, dass es,
wie bei „Spiegel online“ gleich am 1. März zu lesen
war,  einen  Tipp  einer  Bundesbehörde  gegeben  hat
und diese Behörden beziehungsweise BKA und BND
dann anschließend erst einmal hektisch in Bremen
nachgefragt haben, ob man selbst damit gemeint ge-
wesen sei? Auch wenn die Pannen und die struktu-
rellen Fehler inzwischen öffentlich durch die Polizei
eingeräumt wurden, müssen wir uns fragen, wie wir
diese Fehler zukünftig abstellen und sicherstellen, dass
derartige Probleme nie wieder vorkommen.

Der zweite Teil, der uns brennend interessiert: Wel-
che Gründe gab es für die gravierenden Fehlinfor-
mationen, die Staatsanwaltschaft, Polizei und der In-
nensenator  an  die  Öffentlichkeit  und  das  Parlament
weitergegeben haben, und wie können wir für die Zu-
kunft eine deutlich verbesserte, transparentere Infor-
mationspolitik sicherstellen, auch wenn es Belange
betrifft, die dem Geheimschutz unterliegen?

(Beifall DIE LINKE)


